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Darüber hinaus war es erforderlich, die nicht plan­
mäßig abzustechenden Öfen über die erforderliche Zeit 
hinaus zu beheizen, bis entsprechende Ersatzkräfte zur 
Verfügung gestellt werden konnten. Dadurch entstanden 
Mehraufwendungen für Heizöl, Preßluft und Elektro­
energie in Höhe von 4 807 M.

(Es folgt eine genaue Aufschlüsselung der Dauer und 
der Menge der zusätzlich verbrauchten Energie.)

Durch das Nichterscheinen der Antragsgegner mußten 
von den anwesenden Kollegen zusätzliche Arbeiten ver­
richtet werden. Daraus ergab sich die Notwendigkeit, eine 
Unterbesetzungsvergütung in Höhe von 108,60 M zu zah­
len.

Des weiteren sind dem Betrieb Fahrkosten in Höhe 
von 6 M entstanden, weil die Antragsgegner am 24. Juni 
1981 in ihrer Wohnung aufgesucht worden waren, um sie 
zur Aufnahme der Arbeit zu veranlassen.

Der von den Antragsgegnern verursachte Schaden setzt 
sich somit wie folgt zusammen:

115,40 M Qualitätsabwertung (A-Pfanne),
1 770,00 M Qualitätsabwertung (B-Pfanne),
4 807,00 M zusätzliche Energieaufwendungen,

108,60 M Unterbesetzungsbezahlung,
6,00 M Fahrkosten 

6 807,00 M~

Hierbei handelt es sich um den direkt nachweisbaren 
Schaden, der durch die Nichtaufnahme der Arbeit durch 
die Antragsgegner entstanden ist.

Den Antragsgegnern war bekannt, daß der Betrieb 
und speziell ihre Schicht bereits unterbesetzt war. Es war 
ihnen auch bekannt, daß die Erfüllung der Produktions­
aufgaben durch den Ausfall mehrerer Kollegen noch kom­
plizierter, ja nahezu unmöglich werden konnte. Nur der 
Umsicht der Schichtleitung und der vorbildlichen Bereit­
schaft der anwesenden Arbeitskollegen war es zu verdan­
ken, daß keine weiteren Verluste aufgetreten sind.

Die Antragsgegner besaßen genügend Produktionserfah­
rung, um zu erkennen, daß ihr Fernbleiben von der Arbeit 
Produktionsstörungen und damit Qualitätsabwertungen 
sowie weitere Schäden nach sich ziehen mußte. Die Kon­
fliktkommission ist der Auffassung, daß in bezug auf die 
Schadensverursachung bei allen vier Antragsgegnern eine 
bedingt vorsätzliche Handlungsweise vorliegt, so daß sie 
gemäß § 261 Abs. 3 AGB für den gesamten direkt entstan­
denen Schaden verantwortlich sind.

A n m e r k u n g :
ln Auswertung der Beratung der Konfliktkommission über 
die materielle Verantwortlichkeit der vier Werktätigen 
hat der Direktor des Betriebes eine Organisationsanwei­
sung zur Erfassung und Behandlung von Fehlschichten 
erlassen, die mit der Betriebsgewerkschaftsleitung abge­
stimmt wurde und für deren Kontrolle die Fachdirektoren 
verantwortlich sind.

Zur Erhöhung von Ordnung und Disziplin bei der Ein­
haltung der Arbeitszeit wurden die beiter der Bereiche 
verpflichtet, Fehlschichten zu erfassen und monatlich an 
den Bereich Kader und Bildung zu melden. Es erfolgte 
eine exakte begriffliche Bestimmung, was unter Fehl­
schichten zu verstehen ist. Exakt wurde festgelegt, welche 
Erziehungsmaßnahmen einzuleiten sind, wenn ein Werk­
tätiger wiederholt Fehlschichten verursacht hat. So sind 
z. B. Aussprachen im Arbeitskollektiv ( § 8 1  Abs. 2 AGB) 
und mit dem Disziplinarbefugten vorgesehen. Es kann 
ein Disziplinarverfahren (§ 245 AGB) durchgeführt oder 
die Durchführung eines erzieherischen Verfahrens vor der 
Konfliktkommission (§255 Abs. 3 AGB) beantragt wer­
den.

Wenn dem Betrieb durch die Fehlschichten ein Schaden 
entstanden ist, kann die materielle Verantwortlichkeit 
geltend gemacht werden (§§260 ff. AGB)* Hierbei ist 
jeweils exakt nachzuweisen, welche Schuldform in bezug 
auf die Verursachung des Schadens vorliegt und welcher

Schaden dem Betrieb durch die Fehlschicht nachweislich 
entstanden ist. Hierzu können z. B. zählen:
— Differenzbetrag der Lohngruppe, die der ßisziplinver- 

letzer erhält, zu der höheren Lohngruppe, die der 
Werktätige erhält, der dessen Tätigkeit ausüben mußte,

— Überstundenzuschläge, die gewährt werden mußten, um 
die Produktionsaufgaben trotz des Fernbleibens zu 
erfüllen,

— Unkosten, die durch den Transport eines unter Alko­
holeinfluß stehenden Werktätigen in seine Wohnung 
entstanden sind, sowie Kosten, die entstehen, wenn ein 
Werktätiger in seiner Wohnung auf gesucht werden 
muß, um ihn zur Arbeit aufzufordern,

— Aufwendungen für das Inganghalten von Arbeitsmit­
teln, deren Abschaltung volkswirtschaftlich nicht ver­
tretbar ist (z. B. Schmelzöfen).
Diese Festlegungen sind dazu geeignet, einen guten 

Überblick über die Einhaltung der Arbeitszeit zu erhal­
ten, und sie geben den Leitern Mittel in die Hand, schnell 
und konsequent auf Disziplinverletzungen einzelner Werk­
tätiger zu reagieren. Damit wird eine Atmosphäre der 
Unduldsamkeit gegenüber Arbeitspflichtverletzungen ge­
schaffen.

Die Auswertung der Beratung der Konfliktkommission 
und der Erlaß der Organisationsanweisung fand die Zu­
stimmung jener Werktätigen im Betrieb, die täglich ihrer 
Arbeit mit hohem Verantwortungsbewußtsein nachgehen.

D. Red.

Zivilrecht * 1

§ 127 Abs. 2 ZGB; §§ 2 Abs. 2, 45 Abs. 3 ZPO.

1. Stellt sich nach Abschluß eines Wohnungstausch Vertrags 
heraus, daß das Wohl eines Kindes, welches besonderer 
Fürsorge und regelmäßiger fachärztlicher Behandlung 
bedarf, dem Tauschvertrag entgegensteht, so ist der be­
treffende Tauschpartner berechtigt, vom Vertrag zurück­
zutreten.
2. Das Gericht ist verpflichtet, im Berufungsverfahren 
vorgetragenen neuen Umständen, die ein Rücktrittsrecht 
vom Wohnungstausch vertrag begründen können, nachzu­
gehen.

OG, Urteil vom 8. Juni 1982 - 2 OZK 14/82.

Die Prozeßparteien schlossen am 3. März 1981 einen Woh­
nungstauschvertrag. Die erforderlichen staatlichen Geneh­
migungen wurden erteilt.

Mit Schreiben vom 18. März 1981 erklärte die Verklagte 
gegenüber den Klägern, daß sie den Umzug aus gesund­
heitlichen Gründen nicht vornehmen könne.

Die Kläger haben mit ihrer Klage dar gelegt, die Ver­
klagte sei zum Rücktritt vom Wohnungstauschvertrag 
nicht berechtigt Sie haben beantragt, die Verklagte zur 
Erfüllung des Wohnungstauschvertrags zu verurteilen.

Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat 
dargelegt, aus gesundheitlichen Gründen sei ihr ein Um­
zug nicht zuzumuten. Wegen familiärer Belastungen in­
folge langer Krankheit und Tod ihres Ehemannes sei sie 
in ihrer Willensbildung eingeschränkt gewesen.

Das Kreisgericht hat nach Einholung eines ärztlichen 
Gutachtens der Klage stattgegeben.

Gegen diese Entscheidung richtete sich die Berufung der 
Verklagten. Sie trug u. a. neu vor, die beabsichtigte Unter­
bringung ihres sprachgestörten Kindes in einer Sprach- 
heilschule sei nach Abschluß des Tauschvertrags geschei­
tert. Der Gesundheitszustand des sich in neurologischer 
Behandlung befindenden Kindes habe sich erheblich ver­
schlechtert. Ärztlicherseits sei ihr geraten worden, für eine 
ruhige häusliche Atmosphäre zu sorgen. Dadurch hätten 
sich weitere Umstände ergeben, die zum Rücktritt vom 
Wohnungstauschvertrag berechtigen.

Das Bezirksgericht hat die Berufung zurückgewiesen 
und dar gelegt, daß die Voraussetzungen für den Rücktritt


